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Öffentliche Bekanntmachungen

5. Änderungssatzung vom 10.02.2025 zur Satzung der Stadt Übach-Palenberg über die Ent-
wässerung der Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage (Entwäs-
serungssatzung)

Bekanntmachung der Stadt Übach-Palenberg

Aufgrund 

der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen in der Fassung der Bekanntmachung 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, 
S. 666), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 29. September 
2020 (GV. NRW. 2020, S. 916) in der jeweils geltenden Fassung,

der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff.), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.06.2021 (BGBl. I 2021, S. 1699 
ff.), in der jeweils geltenden Fassung,

des § 46 Abs. 2 LWG NRW des Landeswassergesetzes vom 25.06.1995 
(GV.NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Ände-
rung des Landeswasserrechts vom 04.05.2021 (GV NRW 2021, S. 560 ff., 
ber. GV NRW 2021, S. 718), in der jeweils geltenden Fassung,

der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO Abw – GV. 
NRW., S. 602 ff. – im Satzungstext bezeichnet als SüwVO Abw NRW), 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes zur Änderung des Landes-
wasserrechts vom 04.05.2021 (GV NRW 2021, S. 560 ff.), in der jeweils 
geltenden Fassung sowie

des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1997 (BGBl. I 1997, 
S.602), zuletzt geändert durch Art. 9 a des Gesetzes vom 30.03.2021 
(BGBl. I 2021, S. 448) in der jeweils gültigen Fassung, in der jeweils gel-
tenden Fassung; hat der Rat der Stadt Übach-Palenberg am 06.02.2025 
folgende 5. Änderung der Satzung der Stadt Übach-Palenberg beschlos-
sen:

Artikel 1
Die Entwässerungssatzung der Stadt Übach-Palenberg vom 01.01.1996 
wird wie folgt geändert:
1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 

Die Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt umfasst unter ande-
rem das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, 
Verregnen und Verrieseln des im Stadtgebiet anfallenden Abwas-
sers. Zur Abwasserbeseitigungspflicht gehören nach § 46 Abs. 1 

Satz 2 Nr. 1 bis Nr. 6 LWG NRW insbesondere 
Die Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt umfasst unter ande-
rem das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, 
Verregnen und Verrieseln des im Stadtgebiet anfallenden Abwas-
sers. Zur Abwasserbeseitigungspflicht gehören nach § 46 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 bis Nr. 6 LWG NRW insbesondere 
1. das Sammeln und das Fortleiten des auf den Grundstücken des 
Stadtgebietes anfallenden Abwassers sowie die Aufstellung und 
Fortschreibung eines Bestands- und Betriebsplans nach § 57 Abs. 
1 Satz 4 und 5 LWG NRW,
2. die Errichtung und der Betrieb sowie die Erweiterung oder die 
Anpassung der für die Abwasserbeseitigung nach den Nummern 
2 und 3 notwendigen Anlagen an die Anforderungen der §§ 54 
bis 61 WHG und des § 56 LWG NRW,
3. das Einsammeln und Abfahren des in Kleinkläranlagen anfal-
lenden Schlamms und dessen Aufbereitung für eine ordnungs-
gemäße Verwertung oder Beseitigung (§ 54 Abs. 2 Satz 2 WHG 
i.V.m. § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 LWG NRW); hierfür gilt die geson-
derte Satzung der Gemeinde über die Entsorgung des Inhaltes 
von Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen, ab-
flusslose Gruben) vom 22.11.1990,
4. die Aufstellung und Vorlage des Abwasserbeseitigungskonzep-
tes nach Maßgabe des § 47 LWG NRW.

2. § 1 Abs. 2 und 3 entfallen
3. § 2 wird wie folgt neu gefasst:

Im Sinne dieser Satzung bedeuten:
1. Abwasser: Abwasser ist Schmutzwasser und Niederschlagswas-
ser im Sinne des § 54 Abs. 1 WHG.
2. Schmutzwasser: Schmutzwasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
1 WHG das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftli-
chen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften verän-
derte und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende 
Wasser. Als Schmutzwasser gelten nach § 54 Abs. 1 Satz 2 WHG 
auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von 
Abfällen austretenden und gesammelten Flüssigkeiten. 
3. Niederschlagswasser: Niederschlagswasser ist nach § 54 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 WHG das von Niederschlägen aus dem Bereich von 
bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Was-
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ser.
4. Mischsystem: Im Mischsystem werden Schmutz- und Nieder-
schlagswasser gemeinsam gesammelt und fortgeleitet.
5. Trennsystem: Im Trennsystem werden Schmutz- und Nieder-
schlagswasser getrennt gesammelt und fortgeleitet.
6. Öffentliche Abwasseranlage:
a) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören alle von der Stadt 
selbst oder in ihrem Auftrag betriebenen Anlagen, die dem Sam-
meln, Fortleiten, Behandeln und Einleiten von Abwasser sowie 
der Verwertung oder Beseitigung der bei der gemeindlichen Ab-
wasserbeseitigung anfallenden Rückstände dienen.
b) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören ferner die An-
schlussstutzen für die Grundstücksanschlussleitungen. Zur 
öffentlichen Abwasseranlage gehören nicht die Grundstücks- 
und Hausanschlussleitungen.
c) Nicht zur öffentlichen Abwasseranlage im Sinne dieser Sat-
zung gehören Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben.
7. Anschlussleitungen: Unter Anschlussleitungen im Sinne die-
ser Satzung werden Grundstücksanschlussleitungen und Haus-
anschlussleitungen verstanden.
a) Grundstücksanschlussleitungen sind die Leitungen von der 
öffentlichen Sammelleitung bis zur Grenze des jeweils anzu-
schließenden Grundstücks.
b) Hausanschlussleitungen sind die Leitungen von der privaten 
Grundstücksgrenze bis zu dem Gebäude oder dem Ort auf dem 
Grundstück, wo das Abwasser anfällt. Zu den Hausanschlusslei-
tungen gehören auch Leitungen in und unter der Bodenplatte 
des Gebäudes auf dem Grundstück, in dem Abwasser anfällt, 
sowie die Einsteigschächte mit Zugang für Personal und die In-
spektionsöffnungen. 
8. Haustechnische Abwasseranlagen: Haustechnische Abwasser-
anlagen sind die Einrichtungen innerhalb und an zu entwässern-
den Gebäuden, die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung, 
Rückhaltung und Ableitung des Abwassers auf dem Grundstück 
dienen (z. B. Abwasserrohre im Gebäude, Dachrinnen, Hebean-
lage). Sie gehören nicht zur öffentlichen Abwasseranlage.
9. Abscheider: Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- und 
Schwerflüssigkeitsabscheider, Stärkeabscheider und ähnliche 
Vorrichtungen, die das Eindringen schädlicher Stoffe in die öf-
fentliche Abwasseranlage durch Abscheiden aus dem Abwasser 
verhindern.
10. Anschlussnehmerin oder Anschlussnehmer: Anschluss-
nehmerin oder Anschlussnehmer ist die Eigentümerin oder der 
Eigentümer als Nutzungsberechtige/Nutzungsberechtiger des 
Grundstücks, das an die öffentliche Abwasseranlage angeschlos-
sen ist. § 20 Abs. 1 gilt entsprechend.
11. Indirekteinleiterin oder Indirekteinleiter: Indirekteinleite-
rin oder Indirekteinleiter ist diejenige Anschlussnehmerin oder 
derjenige Anschlussnehmer, die oder das Abwasser in die öffent-
liche Abwasseranlage einleitet oder sonst hineingelangen lässt 
(vgl. § 58 WHG).
12. Grundstück: Grundstück ist unabhängig von der Eintragung 
im Grundbuch jeder zusammenhängende Grundbesitz, der eine 
selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. Befinden sich auf ei-
nem Grundstück mehrere bauliche Anlagen, so kann die Stadt 
für jede dieser Anlagen die Anwendung der für Grundstücke 
maßgeblichen Vorschriften dieser Satzung verlangen.

4. § 3 wird wie folgt neu gefasst:
Jede Eigentümerin oder jeder Eigentümer eines im Gebiet der 
Stadt liegenden Grundstücks ist vorbehaltlich der Einschrän-
kungen in dieser Satzung berechtigt, von der Stadt den Anschluss 

seines Grundstücks an die bestehende öffentliche Abwasseranla-
ge zu verlangen (Anschlussrecht).

5. § 4 Abs. 2 und 3 werden wie folgt gefasst:
(2) Die Stadt kann den Anschluss versagen, wenn die zuständige 
Behörde unter den Voraussetzungen des § 49 Abs. 5 Satz 1 LWG 
NRW die Abwasserbeseitigungspflicht für das Schmutzwasser 
auf Antrag der Stadt auf den privaten Grundstückseigentümer 
übertragen hat. Dieses gilt nicht, wenn sich die Grundstücksei-
gentümerin oder der Grundstückeigentümer bereit erklärt, die 
mit dem Anschluss verbundenen Mehraufwendungen zu tragen.
(3) Der Anschluss ist auch ausgeschlossen, soweit die Stadt von 
der Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist und die Abwasserbe-
seitigungspflicht gemäß § 49 Abs. 6 LWG NRW auf einen Dritten 
übertragen worden ist.

6. § 5 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
Dieses gilt nicht für Niederschlagswasser von Grundstücken, so-
weit die Pflicht zur Beseitigung des Niederschlagswassers gemäß 
§ 49 Abs. 4 LWG NRW der Eigentümerin oder dem Eigentümer 
des Grundstücks obliegt oder anderweitig (z.B. § 49 Abs. 3 LWG 
NRW) einem Dritten zugewiesen ist. Die Vorgaben gem. § 55 Abs. 
2 Wasserhaushaltsgesetz sind zu beachten.

7. § 6 wird wie folgt gefasst:
Nach der betriebsfertigen Herstellung der Anschlussleitung hat 
die Anschlussnehmerin oder der Anschlussnehmer vorbehalt-
lich der Einschränkungen in dieser Satzung und unter Beachtung 
der technischen Bestimmungen für den Bau und den Betrieb der 
haustechnischen Abwasseranlagen das Recht, das auf ihrem oder 
seinem Grundstück anfallende Abwasser in die öffentliche Ab-
wasseranlage einzuleiten (Benutzungsrecht).

8. § 7 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
(1) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen solche Stoffe und 
Schmutzwasser (§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG) und Nieder-
schlagswasser (§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG) nicht eingeleitet 
werden, die aufgrund ihrer Inhaltsstoffe
1. die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden,
2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige Personal 
gefährden oder gesundheitlich beeinträchtigen,
3. die Abwasseranlage in ihrem Bestand angreifen oder ihre 
Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung gefährden, erschweren 
oder behindern,
4. den Betrieb der Abwasserbehandlung erheblich erschweren 
oder verteuern,
5. die Klärschlammbehandlung,- Beseitigung oder -verwertung 
beeinträchtigen oder verteuern oder
6. die Abwasserreinigungsprozesse in der Abwasserbehandlungs-
anlage so erheblich stören, dass dadurch die Anforderungen der 
wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht eingehalten wer-
den können.

9. § 7 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
In die öffentliche Abwasseranlage dürfen insbesondere nicht 
eingeleitet werden:
1. feste Stoffe, auch in zerkleinertem Zustand, die zu Ablagerun-
gen oder Verstopfungen in der Kanalisation führen können,
2. Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und sonstigen 
privaten Behandlungsanlagen,
3. Abwässer und Schlämme aus Anlagen zur örtlichen Abwas-
serbeseitigung, insbesondere aus Kleinkläranlagen, abflusslosen 
Gruben, Sickerschächten, Schlammfängen und gewerblichen 
Sammelbehältern, soweit sie nicht in eine für diesen Zweck vor-
gesehene gemeindliche Einleitungsstelle eingeleitet werden,
4. flüssige Stoffe, die im Kanalnetz erhärten können, sowie Stoffe, 
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die nach Übersättigung im Abwasser in der Kanalisation ausge-
schieden werden und zu Abflussbehinderungen führen können,
5. nicht neutralisierte Kondensate aus erd- und flüssiggasbetrie-
benen Brennwertanlagen mit einer Nennwärmeleistung von 
mehr als 100 KW sowie nicht neutralisierte Kondensate aus sons-
tigen Brennwertanlagen,
6. radioaktives Abwasser,
7. Inhalte von Chemietoiletten, soweit dieses nicht im Einzelfall 
auf Antrag durch die Stadt schriftlich zugelassen worden ist,
8. nicht desinfiziertes Abwasser aus Infektionsabteilungen von 
Krankenhäusern und medizinischen Instituten,
9. flüssige Stoffe aus landwirtschaftlicher Tierhaltung wie Gülle 
und Jauche,
10. Silage Wasser,
11. Grund-, Drainage- und sonstiges Wasser, wie z.B. wild abflie-
ßendes Wasser (§ 37 WHG),
12. Kühlwasser, soweit dieses nicht im Einzelfall auf Antrag durch 
die Gemeinde schriftlich zugelassen worden ist,
13. Blut aus Schlachtungen,
14. gasförmige Stoffe und Abwasser, das Gase in schädlichen 
Konzentrationen freisetzen kann,
15. feuergefährliche und explosionsfähige Stoffe sowie Abwasser, 
aus dem explosionsfähige Gas-Luft-Gemische entstehen kön-
nen,
16. Emulsionen von Mineralölprodukten,
17. Medikamente und pharmazeutische Produkte
18. Abwasser aus Bohrungen zur Gewinnung von Erdwärme, so-
weit dieses nicht im Einzelfall auf Antrag durch die Gemeinde 
schriftlich zugelassen worden ist,
19. flüssige Stoffe, die kein Abwasser sind (§ 55 Abs. 3 WHG), so-
weit dieses nicht im Einzelfall auf Antrag durch die Gemeinde 
schriftlich zugelassen worden ist,
20.Einweg-Waschlappen, Einweg-Wischtücher, feuchtes Toilet-
tenpapier und sonstige Feuchttücher.

10. § 7 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

Anlage 1 zur Abwasserbeseitigungssatzung

1. Allgemeine Parameter Richtwert

a) Temperatur 35° C

b) ph-Wert 6,5-10,0

c) Absetzbare Stoffe
Soweit eine Schlammab-
scheidung wegen der ord-
nungsgemäßen Funkti-
onsweise der öffentlichen 
Abwasseranlage erforderlich 
ist, kann eine Begrenzung 
im Bereich 1-10 ml/l nach 
0,5 Stunden Absetzzeit, in 
besonderen Fällen  auch da-
runter erfolgen.

2. Organische Stoffe und 
Stoffkenngrößen

a) Schwerflüchtige, lipophile 
Stoffe (u.a. verseifbare Öle 
und Fette), gesamt

50 mg/l

b) Kohlenwasserstoffindex, 
gesamt

20 mg/l

c) Absorbierbare organisch 
gebundene Halogene (AOX)

0,5 mg/l

d) Leichtflüchtige halogenierte 
Kohlenwasserstoffe (LHKW)

0,1 mg/l

e) Phenolindex, wasserdampf-
flüchtig

100 mg/l

f) Farbstoffe Nur in einer so niedrigen Kon-
zentration, dass der Vorfluter 
nach Einleitung des Ablaufes ei-
ner Mechanisch-biologischen 
Ablaufes einer Mechanisch-
biologischen Kläranlage visuell 
nicht gefärbt erscheint Klär-
anlage visuell nicht gefärbt er-
scheint.

g) Organische halogenfreie 
Lösemittel

10 g/l als TOC

3. Metalle und Metalloide

a) Antimon (Sb) 0,5 mg/l

b) Arsen (As) 0,1 mg/l

c) Blei (Pb) 0,5 mg/l

d) Cadmium (Cd) 0,2 mg/l

e) Chrom (Cr) 0,5 mg/l

f) Chrom-IV (Cr) 0,1 mg/l

g) Cobald (Co) 2,0 mg/l

h) Kupfer (Cu) 0,5 mg/l

i) Nickel (Ni) 0,5 mg/l

j) Quecksilber (Hg) 0,05 mg/l

k) Zinn (Sn) 2,0 mg/l

l) Zink (Zn) 2,0 mg/l

4. Weitere anorganische 
Stoffe
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a) Stickstoff aus Ammonium 
und Ammoniak (NH4-
N+NH3-N)

200 mg/l

b) Stickstoff aus Nitrit (NO2-N) 10 mg/l

c) Cyanid, leicht freisetzbar 0,1 mg/l

d) Sulfat (SO4) 300 mg/l

e) Sulfit(S), leicht freisetzbar 2,0 mg/l

f) Fluorid (F), gelöst 50 mg/l

g) Phosphor, gesamt 50 mg/l

11. § 7 Abs. 7 wird wie folgt gefasst:
Die Stadt kann auf Antrag befristete, jederzeit widerrufliche Be-
freiungen von den Anforderungen der Absätze 2 bis 6 erteilen, 
wenn sich andernfalls eine nicht beabsichtigte Härte für die Ver-
pflichtete oder den Verpflichteten ergäbe und Gründe des öffent-
lichen Wohls der Befreiung nicht entgegenstehen. Im Einzelfall 
kann die Stadt zur Gefahrenabwehr auf Antrag zeitlich befristet 
und jederzeit widerrufbar zulassen, dass Grund-, Drainage-, 
Kühlwasser und sonstiges Wasser, wie z. B. wild abflie-
ßendes Wasser (§ 37 WHG) der Abwasseranlage zugeführt 
wird. Die Indirekteinleiterin oder der Indirekteinleiter hat ihrem 
oder seinem Antrag die von der Stadt verlangten Nachweise bei-
zufügen.

12. § 7 Abs. 8 wird wie folgt gefasst:
Ein Anspruch auf Einleitung von Stoffen, die kein Abwasser sind, 
in die öffentliche Abwasseranlage besteht nicht. Dieses gilt auch 
für den Fall, dass die zuständige Behörde im Fall des § 55 Abs. 3 
WHG die Einleitung gemäß § 58 Abs. 1 LWG NRW genehmigt 
oder nach einer erfolgten Anzeige gemäß § 58 Abs. 1 LWG NRW 
kein Genehmigungsverfahren einleitet

13. § 8 Abs. 2 und 3 werden wie folgt ergänzt:
(2) Für die Einleitung von Niederschlagswasser kann von der 
Stadt eine Behandlung (Reinigung) auf dem Grundstück der An-
schlussnehmerin oder des Anschlussnehmers in einer von ihm 
zu errichtenden und zu betreibenden Abscheide- oder sonstigen 
Behandlungsanlage angeordnet werden, wenn der Verschmut-
zungsgrad des Niederschlagswassers für die Stadt eine Pflicht zur 
Behandlung nach dem sog. Trennerlass vom 26.05.2004 (MinBl. 
NRW 2004, S. 583 ff.) auslöst. Die vorstehende Behandlungs-
pflicht gilt auch für Straßenbaulastträgerinnen oder Straßenbau-
lastträger, die das Straßenoberflächenwasser in die öffentliche 
Abwasseranlage einleiten.
(3) Stoffe aus Verarbeitungsbetrieben tierischer Nebenprodukte 
und von Schlachtabwässern aus Schlachthöfen nach den Arti-
keln 8, 9 und 10 (Material der Kategorien 1, 2 und 3) der Verord-
nung (EG) Nr. 1069/2009 müssen durch die Anschlussnehmerin 
oder den Anschlussnehmer durch ein Feststoffrückhaltesystem 
mit einer maximalen Maschenweite von 6 mm geführt werden.

14. § 9 Abs. 1 – 3, 5 und 7 werden wie folgt gefasst:
(1) Jede oder jeder Anschlussberechtigte ist vorbehaltlich der 
Einschränkungen in dieser Satzung verpflichtet, ihr oder sein 
Grundstück in Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach 
§ 48 LWG NRW an die öffentliche Abwasseranlage anzuschlie-
ßen, sobald Abwasser auf dem Grundstück anfällt (Anschluss-

zwang).
(2) Die Anschlussnehmerin oder der Anschlussnehmer ist vorbe-
haltlich der Einschränkungen in dieser Satzung verpflichtet, das 
gesamte auf seinem Grundstück anfallende Abwasser (Schmutz-
wasser und Niederschlagswasser) in die öffentliche Abwasseran-
lage einzuleiten (Benutzungszwang), um die Abwasserüberlas-
sungspflicht gemäß § 48 LWG NRW zu erfüllen.
(3) Ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht nicht, wenn 
die in § 49 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW genannten Voraus-
setzungen für in landwirtschaftlichen Betrieben anfallendes Ab-
wasser vorliegen. Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist der 
Stadt nachzuweisen. 
(5) Der Anschluss- und Benutzungszwang besteht in Erfüllung 
der Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG NRW auch für 
das Niederschlagswasser. Dieses gilt nicht in den Fällen des § 5 
Absatz 2 dieser Satzung. 
(7) Bei Neu- und Umbauten muss das Grundstück vor der Benut-
zung der baulichen Anlage an die öffentliche Abwasseranlage 
angeschlossen sein. Ein Zustimmungsverfahren nach § 13 Absatz 
1 ist durchzuführen.

15. § 10 wird wie folgt gefasst:
(1) Auf Antrag der Grundstückseigentümerin oder des Grund-
stückseigentümers befreit die Stadt vom Anschluss- und Be-
nutzungszwang für das Schmutzwasser, wenn die Abwasser-
beseitigungspflicht gemäß § 49 Abs. 5 LWG NRW durch die 
zuständige Behörde auf die Grundstückseigentümerin oder den 
Grundstückseigentümer ganz oder teilweise übertragen worden 
ist. Die Übertragung ist der Stadt durch die Grundstückseigentü-
merin oder den Grundstückseigentümer nachzuweisen.
(2) Die anderweitige Beseitigung oder Verwertung des Schmutz-
wassers um Schmutzwassergebühren zu sparen, begründet kei-
nen Anspruch auf Befreiung.

16. § 11 wird wie folgt gefasst:
Beabsichtigt die Grundstückseigentümerin oder der Grund-
stückseigentümer die Nutzung des auf dem Grundstück anfal-
lenden Niederschlagswassers, so hat sie oder er dieses der Stadt 
anzuzeigen. Die Stadt stellt sie oder ihn in diesem Fall unter 
den Voraussetzungen des § 49 Abs. 4 Satz 3 LWG NRW von der 
Überlassung des verwendeten Niederschlagswassers frei, wenn 
die ordnungsgemäße Verwendung des Niederschlagswassers 
auf dem Grundstück sichergestellt ist und ein Überlauf an den 
öffentlichen Kanal besteht, so dass eine Überschwemmung von 
Nachbar-Grundstücken durch Niederschlagswasser ausgeschlos-
sen werden kann.

17. § 12 wird wie folgt gefasst:
(1) Jedes anzuschließende Grundstück ist unterirdisch mit ei-
ner eigenen Anschlussleitung und ohne technischen Zusam-
menhang mit den Nachbargrundstücken an die öffentliche 
Abwasseranlage anzuschließen. In Gebieten mit Mischsystem 
(Mischwasserkanal) ist für jedes Grundstück eine Anschluss-
leitung, in Gebieten mit Trennsystem (schmutzwasser- und 
Regenwasserkanal) je eine Anschlussleitung für Schmutz- und 
für Niederschlagswasser herzustellen. Im Trennsystem sind für 
Schmutzwasser und für Niederschlagswasser jeweils getrennte 
Einsteigeschächte oder Inspektionsöffnungen vorzusehen. Die 
näheren Einzelheiten ergeben sich aus § 12 Abs. 4 dieser Satzung. 
Auf Antrag können mehrere Anschlussleitungen verlegt werden.
(2) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehrere 
selbständige Grundstücke geteilt, so gilt Absatz 1 für jedes der 
neu entstehenden Grundstücke.
(3) Die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigen-
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tümer hat sich gegen Rückstau von Abwasser aus dem öffentli-
chen Kanal zu schützen. Hierzu hat sie oder er in Ablaufstellen 
unterhalb der Rückstauebene (in der Regel die Straßenoberkante) 
funktionstüchtige sowie geeignete Rückstausicherungen gemäß 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik einzubauen. 
Diese Pflicht zum Einbau einer Rückstausicherung gilt für alle 
Grundstücke, d. h. auch für solche Grundstücke, bei denen in 
der Vergangenheit noch keine Rückstausicherung eingebaut 
worden ist oder satzungsrechtlich hätte bereits eingebaut wer-
den müssen. Die Rückstausicherung muss jederzeit zugänglich 
sein und so errichtet und betrieben werden, dass eine Selbstüber-
wachung des Zustandes und der Funktionstüchtigkeit der An-
schlussleitung möglich ist.
(4) Bei der Neuerrichtung einer Anschlussleitung auf einem pri-
vaten Grundstück hat die Grundstückseigentümerin oder der 
Grundstückseigentümer in der Nähe der Grundstücksgrenze 
einen geeigneten Einsteigschacht mit Zugang für Personal oder 
eine geeignete Inspektionsöffnung auf seinem Grundstück au-
ßerhalb des Gebäudes nach den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik (§ 60 WHG, § 56 Abs. 1 LWG NRW) einzubauen. 
Bei bestehenden Anschlussleitungen ist die Grundstückseigen-
tümerin oder der Grundstückseigentümer zum nachträglichen 
Einbau eines geeigneten Einsteigschachtes oder einer geeigneten 
Inspektionsöffnung verpflichtet, wenn sie oder er die Anschluss-
leitung erneuert oder verändert. In Ausnahmefällen kann auf 
Antrag der Grundstückseigentümerin oder des Grundstücksei-
gentümers von der Errichtung eines Einsteigschachtes oder einer 
Inspektionsöffnung außerhalb des Gebäudes abgesehen werden. 
Die Inspektionsöffnung bzw. der Einsteigschacht müssen jeder-
zeit frei zugänglich und zu öffnen sein. Eine Überbauung oder 
Bepflanzung der Inspektionsöffnung bzw. des Einsteigschachts 
ist unzulässig.
(5) Die Anzahl, Führung, lichte Weite und technische Ausfüh-
rung der Anschlussleitungen bis zum Einsteigschacht oder zur 
Inspektionsöffnung sowie die Lage, Ausführung und lichte Wei-
te des Einsteigeschachtes oder der Inspektionsöffnung bestimmt 
die Stadt.
(6) Die Herstellung, Erneuerung, Veränderung, Beseitigung so-
wie die laufende Unterhaltung der haustechnischen Abwasser-
anlagen sowie der Hausanschlussleitung auf dem anzuschlie-
ßenden Grundstück führt die Grundstückseigentümern oder 
der Grundstückseigentümer auf ihre oder seine Kosten durch. 
Die Herstellung, Erneuerung, Veränderung, Beseitigung sowie 
die laufende Unterhaltung der Grundstücksanschlussleitung ob-
liegen der Stadt. Die Stadt macht die dabei entstehenden Kosten 
über den Kostenersatzanspruch nach § 10 KAG NRW gegenüber 
der Grundstückseigentümerin oder dem Grundstückeigentümer 
geltend.
(7) Besteht für die Ableitung des Abwassers kein natürliches Ge-
fälle zur öffentlichen Abwasseranlage, so kann die Stadt von der 
Grundstückseigentümerin oder dem Grundstückseigentümer 
zur ordnungsgemäßen Entwässerung des Grundstücks den Ein-
bau und den Betrieb einer Hebeanlage verlangen. Die Kosten 
trägt die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigen-
tümer. Die Hebeanlage muss so errichtet und betrieben werden, 
dass eine Selbstüberwachung des Zustandes und der Funktions-
tüchtigkeit der Anschlussleitung möglich ist.
(8) Auf Antrag kann die Stadt zulassen, dass zwei oder mehrere 
Grundstücke durch eine gemeinsame Anschlussleitung ent-
wässert werden. Der Antrag wird insbesondere unter Berück-
sichtigung der Regelung in § 46 Abs. 1 Satz 3 LWG NRW dann 

abgelehnt, wenn die Leitungs-, Benutzungs- und Unterhaltungs-
rechte nicht durch eine im Grundbuch eingetragene entspre-
chende Grunddienstbarkeit (§ 1018 BGB) abgesichert worden 
sind. Der Nachweis der Absicherung durch eine Grunddienst-
barkeit ist durch einen Auszug aus dem Grundbuch zu führen.
(9) Werden an Straßen, in denen noch keine öffentliche Abwas-
seranlage vorhanden ist, Neubauten errichtet oder Nutzungen 
vorgenommen, die einen Abwasseranfall nach sich ziehen, hat 
die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer 
auf ihrem oder seinem Grundstück Anlagen für einen späteren 
Anschluss in Abstimmung mit der Stadt auf ihre oder seine Kos-
ten vorzubereiten.

18. § 13 wird wie folgt gefasst:
(1) Die Herstellung oder Änderung des Anschlusses bedarf der 
vorherigen Zustimmung der Stadt. Diese ist rechtzeitig, spätes-
tens jedoch vier Wochen vor der Durchführung der Anschluss-
arbeiten, zu beantragen. Besteht Anschluss- und Benutzungs-
zwang an die öffentliche Abwasseranlage, gilt der Antrag mit der 
Aufforderung der Stadt den Anschluss vorzunehmen, als gestellt. 
Eine Zustimmung wird erst dann erteilt, wenn eine Abnahme des 
Anschlusses durch die Stadt an der offenen Baugrube erfolgt ist.
(2) Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäu-
des hat die Anschlussnehmerin oder der Anschlussnehmer eine 
Woche vor der Außerbetriebnahme des Anschlusses der Stadt 
mitzuteilen. Die Stadt wird die Anschlussleitung auf Kosten der 
Anschlussnehmerin oder des Anschlussnehmers verschließen 
lassen.

19.  § 14 wird wie folgt ersetzt:
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwas-
serleitungen gilt die Verordnung zur Selbstüberwachung von 
Abwasseranlagen (Selbstüberwachungsverordnung Abwasser - 
SüwVO Abw NRW). Private Abwasserleitungen sind gemäß den 
§§ 60, 61 WHG, § 56 Abs. 1 LWG NRW so zu errichten, zu unter-
halten und zu betreiben, dass die Anforderungen an die Abwas-
serbeseitigung eingehalten werden. Hierzu gehört auch die ord-
nungsgemäße Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 
48 LWG NRW gegenüber der Stadt.
(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasserlei-
tungen dürfen nur durch anerkannte Sachkundige gemäß§ 12 
SüwVO Abw NRW durchgeführt werden.
(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW sind im Erdreich oder unzu-
gänglich verlegte private Abwasserleitungen zum Sammeln oder 
Fortleiten von Schmutzwasser oder mit diesem vermischten Nie-
derschlagswasser einschließlich verzweigter Leitungen unter der 
Keller- Bodenplatte oder der Bodenplatte des Gebäudes ohne Kel-
ler sowie zugehörige Einsteigschächte oder Inspektionsöffnun-
gen zu prüfen. Ausgenommen von der Prüfpflicht sind nach§ 7 
Satz 2 SüwVO Abw NRW Abwasserleitungen, die zur alleinigen 
Ableitung von Niederschlagswasser dienen und Leitungen, die 
in dichten Schutzrohren so verlegt sind, dass austretendes Ab-
wasser aufgefangen und erkannt wird.
(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine Zu-
stands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen 
durchzuführen ist, ergibt sich aus den §§ 7 bis 9 SüwVO Abw 
NRW. Nach § 8 Abs. 1 SüwVO Abw NRW hat die Eigentümerin 
oder der Eigentümer des Grundstücks bzw. nach § 8 Abs. 7 Süw-
VO Abw NRW die oder der Erbbauberechtigte private Abwas-
serleitungen, die Schmutzwasser führen, nach ihrer Errichtung 
oder nach ihrer wesentlichen Änderung unverzüglich von Sach-
kundigen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
auf deren Zustand und Funktionsfähigkeit prüfen zu lassen. Die 
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Prüfpflicht und Prüffristen für bestehende Abwasserleitungen er-
geben sich im Übrigen aus § 8 Abs. 2 bis § 8 Abs. 5 SüwVO Abw 
NRW. Legt die Stadt darüber hinaus durch gesonderte Satzung 
gemäß§ 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Prüffristen fest, so wer-
den die betroffenen Grundstückseigentümerinnen oder Grund-
stückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten durch die Stadt 
hierüber im Rahmen der ihr obliegenden Unterrichtungs- und 
Beratungspflicht (§ 46 Abs. 2 Satz 3 LWG NRW) informiert. Das 
gleiche gilt, wenn die Stadt Satzungen nach altem Recht gemäß § 
46 Abs. 2 Satz 2 LWG NRW fortführt.
(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen gemäß § 9 Abs. 1 
SüwVO Abw NRW nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik durchgeführt werden.
(6) Gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW ist das Ergebnis 
der Zustands- und Funktionsprüfung in einer Bescheinigung ge-
mäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW zu dokumentieren. Dabei 
sind der Bescheinigung die in § 9 Abs. 2 Satz 2 SüwVO Abw NRW 
genannten Anlagen beizufügen. Diese Bescheinigung nebst An-
lagen ist der Stadt durch die Grundstückseigentümerin oder den 
Grundstückseigentümer oder die oder den Erbbauberechtigten 
(§ 8 Abs. 1 bzw. Abs. 7 SüwVO Abw NRW) unverzüglich nach Er-
halt vom Sachkundigen vorzulegen, damit eine zeitnahe Hilfe-
stellung durch die Stadt erfolgen kann.
(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 auf Zu-
stand und Funktionstüchtigkeit geprüft worden sind, bedürfen 
nach § 11 SüwVO Abw NRW keiner erneuten Prüfung, sofern 
Prüfung und Prüfbescheinigung den zum Zeitpunkt der Prüfung 
geltenden Anforderungen entsprochen haben.
(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt 
ergeben sich grundsätzlich aus § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW. 
Über mögliche Abweichungen von den Sanierungsfristen in § 10 
Abs. 1 SüwVO Abw NRW kann die Stadt gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 
SüwVO Abw NRW nach pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall 
entscheiden.

20.  § 15 Abs. 2 wird die folgt gefasst:
(2) Bei Indirekt Einleitungen im Sinne des Abs. 1 sind der Stadt 
mit dem Antrag nach § 13 Abs. 1 die abwassererzeugenden Be-
triebsvorgänge zu benennen. Bei bestehenden Anschlüssen hat 
dies innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Sat-
zung zu geschehen. Auf Verlangen hat die Indirekteinleiterin 
oder der Indirekteinleiter der Stadt Auskunft über die Zusam-
mensetzung des Abwassers, den Abwasseranfall und die Vorbe-
handlung des Abwassers zu erteilen.

21.  § 17 wird wie folgt gefasst:
(1) Die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigen-
tümer ist gemäß § 98 Abs. 1 LWG NRW i.V.m. § 101 Abs. 1 
WHG verpflichtet, der Stadt auf Verlangen die für den Vollzug 
dieser Satzung erforderlichen Auskünfte über Bestand und Zu-
stand der haustechnischen Abwasseranlagen und der Hausan-
schlussleitung zu erteilen.
(2) Die Anschlussnehmerin oder der Anschlussnehmer und die 
Indirekteinleiterin oder der Indirekteinleiter haben die Stadt un-
verzüglich zu benachrichtigen, wenn
1. der Betrieb ihrer haustechnischen Abwasseranlagen durch 
Umstände beeinträchtigt wird, die auf Mängel der öffentlichen 
Abwasseranlage zurückzuführen sein können (z. B. Verstopfun-
gen von Abwasserleitungen),
2. Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage geraten sind oder zu 
geraten drohen, die den Anforderungen nach § 7 nicht entspre-
chen,

3. sich Art oder Menge des anfallenden Abwassers erheblich än-
dert,
4. sich die der Mitteilung nach § 15 Abs. 2 zugrundeliegenden 
Daten erheblich ändern oder
5. für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschluss- und 
Benutzungsrechtes entfallen.
(3) Bedienstete der Stadt und Beauftragte der Stadt mit Berech-
tigungsausweis sind berechtigt, die angeschlossenen Grundstü-
cke zu betreten, soweit dieses zum Zweck der Erfüllung der städ-
tischen Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser 
Satzung erforderlich ist. Die Eigentümerinnen, Eigentümer und 
Nutzungsberechtigten haben das Betreten von Grundstücken 
und Räumen zu dulden und ungehindert Zutritt zu allen Anla-
geteilen auf den angeschlossenen Grundstücken zu gewähren. 
Das Betretungsrecht gilt nach § 98 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW auch 
für Anlagen zur Ableitung von Abwasser, das der Stadt zu über-
lassen ist. Die Grundrechte der Verpflichteten aus Art. 2 Abs. 2 
Satz 1 und 2 GG (Freiheit der Person), Art. 13 (Unverletzlichkeit 
der Wohnung) und Art. 14 GG (Eigentum) sind insbesondere be-
zogen auf die Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG NRW 
gemäß § 124 LWG NRW eingeschränkt.

22.  § 18 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
(1) Die Anschlussnehmerin oder der Anschlussnehmer und die 
Indirekteinleiterin oder der Indirekteinleiter haben für eine ord-
nungsgemäße Benutzung der haustechnischen sowie privaten 
Abwasseranlagen nach den Vorschriften dieser Satzung zu sor-
gen. Sie haften für alle Schäden und Nachteile, die der Stadt in-
folge eines mangelhaften Zustandes oder einer satzungswidrigen 
Benutzung der haustechnischen sowie privaten Abwasseranla-
gen oder infolge einer satzungswidrigen Benutzung der öffentli-
chen Abwasseranlage entstehen.

Artikel 2
Die Änderung der Entwässerungssatzung der Stadt Übach-Palenberg 
tritt mit dem Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung zur 5. Änderung der Entwässerungssatzung 
der Stadt Übach-Palenberg vom 01.01.1996 wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass die Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nord-rhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebe-

nes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,
b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 

worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Übach-Palenberg, den 10.02.2025
gez.

Walther
Bürgermeister
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Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl des Bürgermeisters/der Bür-
germeisterin und der Vertretung der Stadt Übach-Palenberg am 14. September 2025 
sowie einer ggf. erforderlichen Stichwahl am 28. September 2025

Bekanntmachung der Stadt Übach-Palenberg

Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung – KWahlO – vom 31. August 
1993 (GV. NRW. S. 592, 967), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
2. Dezember 2024 (GV. NRW. S. 942) – SGV. NRW. 1112 – fordere ich zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen auf.

Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die 
vom Wahlleiter der Stadt Übach-Palenberg im Rathaus, Zimmer B3.01, 
Rathausplatz 4, 52531 Übach-Palenberg, während der Dienststunden: 
montags – freitags vormittags von 8.30 – 12.00 Uhr sowie montags – 
donnerstags nachmittags von 14.00 – 16.00 Uhr bereitgehalten und 
kostenlos abgegeben werden.

Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46 b und 46 d Abs. 
1 bis 5 des Kommunalwahlgesetzes – KWahlG – in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509 und 
1999 S. 70), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Juli 
2024 (GV. NRW. S. 444), – SGV. NRW. 1112 – und der §§ 25 und 26 sowie 
der §§ 75 a und 75 b KWahlO weise ich hin.

Insbesondere bitte ich zu beachten:

1. Allgemeines

1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne 
des Artikels 21 des Grundgesetzes (Parteien), von Gruppen 
von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen 
Wahlberechtigten (Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen), 
von diesen allerdings keine Reserveliste, eingereicht werden.

1.2 Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer Wählergrup-
pe kann in einem Wahlvorschlag nur benannt werden, wer in 
einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet 
hierzu gewählt worden ist. Kommt eine derartige Versamm-
lung nicht zustande, so kann die Partei oder Wählergruppe 
ihre Bewerber/Bewerberinnen in einer Versammlung von 
Wahlberechtigten aufstellen lassen.

Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union (Unionsbürger/Unionsbürgerinnen), die in 
Deutschland bzw. im Wahlgebiet wohnen, sind unter den glei-
chen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar. 

Die Bewerber/Bewerberinnen und die Vertreter/Vertrete-
rinnen für die Vertreterversammlungen sind in geheimer 
Wahl zu wählen. Entsprechendes gilt für die Festlegung der 
Reihenfolge der Bewerber/Bewerberinnen auf der Reserveliste 
und für die Bestimmung eines Bewerbers/einer Bewerberin als 
Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen anderen Bewerber/
eine andere Bewerberin. Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage 
des Zusammentritts der Versammlung im Wahlgebiet wahlbe-
rechtigt ist. 

Als Vertreter/Vertreterin für eine Vertreterversammlung kann 
nur gewählt werden, wer am Tage des Zusammentritts der zur 
Wahl der Vertreter/Vertreterinnen einberufenen Versamm-
lung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist.

Die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung 

und die Bewerber/Bewerberinnen sind frühestens ab dem 1. 
August 2024, die Bewerber/Bewerberinnen für die Wahlbezirke 
frühestens nach der öffentlichen Bekanntgabe der Einteilung 
des Wahlgebietes in Wahlbezirke, zu wählen. 

Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorge-
sehene Stelle kann gegen den Beschluss einer Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen solchen 
Einspruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist 
endgültig.

Das Nähere über die Wahl der Vertreter/Vertreterinnen für die 
Vertreterversammlung, über die Einberufung und Beschlussfä-
higkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über 
das Verfahren für die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin re-
geln die Parteien und Wählergruppen durch ihre Satzungen. 

Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewer-
ber/der Bewerberinnen mit Angaben über Ort und Zeit der 
Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen 
Mitglieder, Vertreter/Vertreterinnen oder Wahlberechtigten 
und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvorschlag ein-
zureichen. 

Hierbei haben der Leiter/die Leiterin der Versammlung und 
zwei von dieser bestimmte Teilnehmer/Teilnehmerinnen ge-
genüber dem Wahlleiter an Eides statt zu versichern, dass die 
Wahl des Bewerbers/der Bewerberin für das Amt des Bürger-
meisters/der Bürgermeisterin und der Bewerber/Bewerberin-
nen für die Vertretung in geheimer Abstimmung erfolgt ist. 
Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die Versicherung an Ei-
des statt auch darauf zu erstrecken, dass die Festlegung der Rei-
henfolge der Bewerber/Bewerberinnen und die Bestimmung 
der Ersatzbewerber/Ersatzbewerberinnen in geheimer Abstim-
mung erfolgt sind.

Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift 
und der Versicherung an Eides statt bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vor-
liegen eines gültigen Wahlvorschlags.

1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahl-
ausschreibung laufenden Wahlperiode nicht ununterbro-
chen in der zu wählenden Vertretung der zuständigen Stadt/
Gemeinde, im Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlags 
aus dem Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahl-
vorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen 
nach demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, eine 
schriftliche Satzung und ein Programm hat; dies gilt nicht für 
auf Landesebene organisierte Parteien, die die Unterlagen ge-
mäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes 
bis zum Tage der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim 
Bundeswahlleiter eingereicht haben.

Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert sind, gemäß 
§ 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG dem Bundeswahlleiter die Unterla-
gen eingereicht haben und wo und bis zu welchem Zeitpunkt 
Anträge auf Bestätigung der ordnungsgemäßen Einreichung 
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von Satzung und Programm von Parteien und Wählergruppen 
eingereicht werden können, wird vom Ministerium des Innern 
noch öffentlich bekannt gemacht.

1.4   Wählergruppen, die nach § 2 Abs. 1 des Wählergruppentrans-
 parenzgesetzes (WählGTranspG) - in der  Fassung der Bekannt-
machung vom 25.03.2022 (GV. NRW. S. 412) - zur Rechen-
schaftslegung verpflichtet sind, haben dem Wahlvorschlag 
nach § 15a Absatz 1 KWahlG außerdem die Bescheinigung 
beizufügen, die ihnen der Präsident des Landtags nach § 4 Ab-
satz 2 WählGTranspG über die Vorlage ihrer Rechenschaftsbe-
richte über die letzten zwei abgeschlossenen Rechnungsjahre 
erteilt hat.

Soweit die Frist zur Einreichung des Rechenschaftsberichts 
nach § 4 Absatz 1 WählGTranspG zum Zeitpunkt der Einrei-
chung des Wahlvorschlags noch nicht abgelaufen ist, ist für 
das letzte abgeschlossene Rechnungsjahr die Vorlage einer Er-
klärung nach § 15a Absatz 2 KWahlG ausreichend, aus der sich 
ergibt, ob und in welcher Gesamthöhe die Wählergruppe in 
den vorangegangenen zwölf Monaten Zuwendungen erhalten 
hat; Zuwendungen eines einzelnen Zuwenders gemäß § 2 Ab-
satz 2 Satz 4 WählGTranspG sind hierbei anzugeben.

Die Erklärung nach § 15a Absatz 2 KWahlG ist von der im 
Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Abgabe der Erklärung zustän-
digen Leitung der Wählergruppe zu unterzeichnen und soll 
nach dem Muster der Anlage 27 zur KWahlO eingereicht wer-
den. 

Reicht eine Wählergruppe mehrere Wahlvorschläge im Wahl-
gebiet ein, so brauchen diese Nachweise nur einmal erbracht 
zu werden.

Wählergruppen, die nicht zur Rechenschaftslegung nach § 2 
Absatz 1 WählGTranspG verpflichtet sind, haben dem Wahl-
vorschlag eine Erklärung nach § 15a Absatz 2 KWahlG beizufü-
gen, aus der sich ergibt, ob und in welcher Gesamthöhe sie in 
den vorangegangenen zwölf Monaten Zuwendungen erhalten 
haben; Zuwendungen eines einzelnen Zuwenders gemäß § 2 
Absatz 2 Satz 4 WählGTranspG sind hierbei anzugeben.

Erhält eine Wählergruppe nach Einreichung eines Wahlvor-
schlags bis zum Zeitpunkt der Wahl eine Zuwendung, die die 
Bedingungen des § 2 Absatz 2 Satz 4 WählGTranspG erfüllt, 
sind diese dem Wahlleiter nach § 15a Absatz 3 KWahlG unter 
Angabe des Namens und der Anschrift des Zuwenders sowie 
der Gesamthöhe der Zuwendung unverzüglich mitzuteilen. 
Die Erklärung ist von der im Wahlgebiet zum Zeitpunkt der 
Abgabe der Erklärung zuständigen Leitung der Wählergruppe 
zu unterzeichnen und soll nach dem Muster der Anlage 28 zur 
KWahlO eingereicht werden.

Dies gilt auch für Einzelbewerber mit der Maßgabe, dass sich 
die Mitteilungspflichten auf Angaben über Zuwendungen be-
schränken, die der Einzelbewerber zum Zwecke seiner Bewer-
bung und Wahlkampfführung von Dritten erhalten hat.

  
2. Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/
 der Bürgermeisterin

2.1 Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/der Bürger-
 meisterin können auch von Parteien und Wählergruppen ge-
meinsam eingereicht werden. In diesem Fall ist der Bewerber/
die Bewerberin entweder in einer gemeinsamen Versammlung 
oder in getrennten Versammlungen der beteiligten Wahlvor-
schlagsträger zu wählen. Die Träger des gemeinsamen Wahl-
vorschlags dürfen keinen anderen als den gemeinsamen Be-

werber wählen und zur Wahl vorschlagen.

Der Wahlvorschlag für das Amt des Bürgermeisters/der Bürger-
meisterin soll nach dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO 
eingereicht werden. Er muss enthalten:

• den Namen und gegebenenfalls die Kurzbezeichnung der 
Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag ein-
reicht; andere Wahlvorschläge können durch ein Kenn-
wort des Wahlvorschlagsträgers gekennzeichnet werden 
und

• Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Ge-
burtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-Adresse und 
Telefonnummer sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/
der Bewerberin; bei mehreren Vornamen kann eine Anga-
be erfolgen, unter welchem Vornahmen der Bewerber/ die 
Bewerberin auf dem Stimmzettel anzugeben ist.

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen, Anschrift, Telefon-
nummer und E-Mail-Adresse der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson enthalten.

2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss
 nach § 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG von der für das Wahlgebiet zum 
Zeitpunkt der Einreichung zuständigen Leitung unterzeichnet 
sein. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen von der jeweils für 
das Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Einreichung zuständigen 
Leitung aller beteiligten Wahlvorschlagsträger unterzeichnet 
sein. Bei anderen Wahlvorschlägen muss der Unterzeichner/
die Unterzeichnerin des Wahlvorschlags im Wahlgebiet wahl-
berechtigt sein.

Wer für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin wähl-
bar ist, kann sich selbst vorschlagen.

2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und 
 Wählergruppen müssen außerdem von mindestens 160 
Wahlberechtigten der Gemeinde persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für 
Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen. 
Dies gilt nicht, wenn der bisherige Bürgermeister als Bewerber 
vorgeschlagen wird (§ 46 d Abs. 1 Satz 3 KWahlG). Die Wahl-
berechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemä-
ße Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlbe-
rechtigung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist 
Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahl-
vorschlags, es sei denn, der Nachweis kann infolge von 
Umständen, die der Wahlvorschlagsträger nicht zu 
vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. 

Unterstützungsunterschriften für gemeinsame Wahlvor-
schläge sind nur beizubringen, wenn alle beteiligten Wahl-
vorschlagsträger unter die in Nr. 1.3 genannten Parteien und 
Wählergruppen fallen.

2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 160 Wahlberechtig-
 ten unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf 
 amtlichen Formblättern nach Anlage 14c zur KWahlO zu 
 erbringen. Dabei ist folgendes zu beachten:

• Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter 
kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung ist die Bezeich-
nung des Wahlvorschlagsträgers, bei Parteien und Wäh-
lergruppen auch deren Kurzbezeichnung anzugeben. Bei 
Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen sind das Kenn-
wort, sowie Familienname, Vornamen und Wohnort des/
der vorzuschlagenden Bewerbers/Bewerberin, sowie die 
Kontaktdaten, die in die Datenschutzhinweise auf der 
Rückseite der Anlage 14c unter Nr. 3 aufzunehmen sind, 
anzugeben. Der Wahlleiter/Die Wahlleiterin hat diese 
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Angaben auf den Formblättern zu vermerken.
• Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag un-

terstützen, müssen dies auf dem Formblatt persönlich 
und handschriftlich unterschreiben; die Angaben zum 
Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum, Anschrift 
(Hauptwohnung), E-Mail-Adresse und Telefonnummer 
des Unterzeichners/der Unterzeichnerin sowie der Tag 
der Unterzeichnung sollen vom Unterzeichner/von der 
Unterzeichnerin persönlich und handschriftlich ausge-
füllt werden. 

• Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist auf 
dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung seiner 
Gemeinde nach dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO 
beizufügen, dass er/sie im Wahlgebiet wahlberechtigt ist.

• Ein Wahlberechtigter/Eine Wahlberechtigte darf nur ei-
nen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand mehrere 
Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine/ihre Unter-
schrift auf allen weiteren Wahlvorschlägen ungültig; die 
gleichzeitige Unterzeichnung eines Wahlvorschlags für 
einen Wahlbezirk und einer Reserveliste bleibt unberührt.

 
Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber/
die Bewerberin ist zulässig, wenn dieser/diese in der Gemeinde 
wahlberechtigt ist.

2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:
• Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerbe-

rin nach dem Muster der Anlage 12c zur KWahlO. Dabei 
hat der Bewerber/die Bewerberin zu versichern, dass er/
sie für keine andere Wahl zum Bürgermeister/zur Bür-
germeisterin oder Landrat/Landrätin kandidiert. Die 
ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungser-
klärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist 
ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen 
Wahlvorschlags.

• Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der 
Anlage 13b zur KwahlO.

• Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen 
eine Ausfertigung der Niederschrift über die Versamm-
lung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung des 
Bewerbers/der Bewerberin (Anla-ge 9c zur KWahlO) mit 
den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versiche-
rungen an Eides statt (Anlage 10c zur KWahlO).

3. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk

3.1 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem 
 Muster der Anlage 11a zur KWahlO einge-
 reicht wenden. Er muss enthalten:

• den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder 
Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreicht; Wahl-
vorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen 
können durch ein Kennwort gekennzeichnet werden und

• Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Ge-
burtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-Adresse 
und Telefon sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der 
Bewerberin; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 
Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die 
Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung 
oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben; bei 
mehreren Vornamen kann eine Angabe erfolgen, unter 
welchem Vornahmen der Bewerber/ die Bewerberin auf 
dem Stimmzettel anzugeben ist.

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen, Anschrift, Telefonnum-
mer und E-Mail-Adresse der Vertrauensperson und der stellver-
tretenden Vertrauensperson enthalten.

3.2       Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss

nach § 15 Abs. 2 Satz 1 KwahlG von der für das Wahlgebiet zum 
Zeitpunkt der Einreichung zuständigen Leitung unterzeichnet 
sein.  Bei anderen Wahlvorschlägen muss mindestens ein Unter-
zeichner/eine Unterzeichnerin seine/ihre Unterschrift auf dem 
Wahlvorschlag selbst leisten.

3.3  Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und
Wählergruppen müssen ferner von mindestens 5 Wahlberech-
tigten des Wahlbezirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies 
gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewer-
berinnen. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die 
ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis 
der Wahlberechtigung des Unterzeichners/der Unter-
zeichnerin bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist 
Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahl-
vorschlags, es sei denn, der Nachweis kann infolge von 
Umständen, die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht 
zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden.

3.4  Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von 
mindestens 5 Wahlberechtigten des Wahlbezirks unter-
zeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen 
Formblättern nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbrin-
gen.

Nr. 2.4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass der Unterzeich-
ner/die Unterzeichnerin im Wahlbezirk wahlberechtigt ist. 
Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber/
die Bewerberin ist zulässig.

3.5       Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:
• Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin 

nach dem Muster der Anlage 12a zur KWahlO. Die ordnungs-
gemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe eines 
gültigen Wahlvorschlags.

• Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der An-
lage 13a zur KWahlO; 

• Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen 
eine Ausfertigung der Niederschrift über die Versammlung 
der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung der Bewerber/
der Bewerberinnen (Anlage 9a zur KwahlO) mit den nach § 
17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an Ei-
des statt (Anlage 10a zur KwahlO); ihrer Beifügung bedarf 
es nicht, soweit eine Ausfertigung der Niederschrift und 
der Versicherungen an Eides statt einem anderen Wahlvor-
schlag im Wahlgebiet beigefügt ist (siehe auch Nr. 1.2 Abs. 8 
bis 10 dieser Bekanntmachung).

• Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Abs. 1 
oder 6 des KWahlG bewerben, eine Bescheinigung über ihr 
Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis, falls der Wahlleiter/
die Wahlleiterin dies zur Behebung von Zweifeln für erfor-
derlich hält.

4.         Wahlvorschläge für die Reserveliste

4.1     Für die Reserveliste können nur Bewerber/Bewerberinnen be-
nannt werden, die für eine Partei oder Wählergruppe auftreten. 
Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet zuständigen 
Leitung unterzeichnet sein.

4.2        Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11b zur KWahlO
 eingereicht werden. Sie muss enthalten:
• den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder 

Wählergruppe, die die Reserveliste einreicht; 
• Familienname, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Ge-

burtsort, Anschrift, E-Mail-Adresse und Telefonnummer 



sowie Staatsangehörigkeit der Bewerber/Bewerberinnen in 
erkennbarer Reihenfolge; bei Beamten und Arbeitnehmern 
nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr 
und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stif-
tung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben.

Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschriften der Vertrau-
ensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson enthal-
ten.

Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein Bewer-
ber/eine Bewerberin, unbeschadet der Reihenfolge im Übrigen, 
Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen/eine im Wahlbezirk 
oder für einen/eine auf einer Reserveliste aufgestellten/aufge-
stellte Bewerber/Bewerberin sein soll.

4.3   Soll ein Bewerber/eine Bewerberin auf der Reserveliste Ersatz-
bewerber/Ersatzbewerberin für einen im Wahlbezirk oder für 
einen/eine auf der Reserveliste aufgestellten anderen Bewerber/
aufgestellte andere Bewerberin sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so 
muss die Reserveliste ferner enthalten:
• den Familiennamen und die Vornamen des/der zu ersetzen-

den Bewerbers/Bewerberin;
• den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, 

in dem oder unter der der/die zu ersetzende Bewerber/Bewer-
berin aufgestellt ist.

4.4  Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und 
Wählergruppen müssen außerdem von mindestens 20 Wahlbe-
rechtigten persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein.

4.5  Muss die Reserveliste außerdem von mindestens 20 Wahl-
berechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf 
amtlichen Formblättern nach dem Muster der Anlage 14b zur 
KWahlO zu erbringen; bei Anforderung der Formblätter ist der 
Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergrup-
pe anzugeben. Für die Unterzeichnung gilt Nr. 2.4 entsprechend. 

4.6   Die Zustimmungserklärung der Bewerber/der Bewerberinnen
ist einzeln nach dem Muster der Anlage 12b zur KWahlO abzuge-
ben. Einer Bescheinigung der Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit 
Bewerber/Bewerberinnen gleichzeitig für einen Wahlbezirk auf-
gestellt sind und die Bescheinigung dem Wahlbezirksvorschlag 
beigefügt ist.

Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters/der Bürger-
meisterin und der Vertretung der Stadt Übach-Palenberg sind spätes-
tens bis zum 7. Juli 2025, 18.00 Uhr (69. Tag vor der Wahl; Aus-
schlussfrist), beim Wahlleiter der Stadt Übach-Palenberg im Rathaus, 
Wahlamt, Zimmer: B3.01, Rathausplatz 4, 52531 Übach-Palenberg, ein-
zureichen.

Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor die-
sem Termin einzureichen, damit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der 
Wahlvorschläge berühren, vorher noch behoben werden können.

Auf die vom Wahlausschuss in der Sitzung am 28.11.2024 beschlossene 
Neueinteilung des Stadtgebietes Übach-Palenberg in Wahlbezirke wird 
hingewiesen. Die Wahlbezirkseinteilung wurde am 13.12.2024 durch 
öffentlichen Aushang im Rathaus bekannt gemacht.

Übach-Palenberg, den 13.02.2025
Stadt Übach-Palenberg

Der Wahlleiter
gez. 

Schröder
Erster Stadtbeigeordneter
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